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Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehr-

te Abgeordnete, sehr geehrte Mitglieder der 

Landesgesundheitskonferenz, 

ich freue mich sehr, dass Sie unserer Einla-

dung gefolgt sind und ich Sie so zahlreich hier 

im Landtag begrüßen kann. Im April dieses 

Jahres hat sich in Thüringen die 1. Landesge-

sundheitskonferenz (LGK) mit über 60 Mit-

gliedern konstituiert, um den bisherigen Ge-

sundheitszieleprozess aufzugreifen und wei-

terzuentwickeln. Die heutige 2. Landesge-

sundheitskonferenz beinhaltet neben der 

geschlossenen Sitzung der Mitglieder der 

Landesgesundheitskonferenz am Nachmittag 

eine öffentliche Fachveranstaltung, an der 

sich alle Interessierten beteiligen können.  

Ich möchte zu Beginn die Leitgedanken der 

Landesgesundheitskonferenz in Erinnerung 

rufen: 

 Über die Landesgesundheitskonferenz 

sollen Wege entwickelt werden, die Zu-

sammenarbeit der gesundheitspolitischen 

Akteure in Thüringen zu stärken. 

 Wir wollen die Fachkompetenz und die 

Ressourcen aller Beteiligten nutzen, um 

gemeinsame Lösungen für die gesund-

heitlichen Herausforderungen unserer 

Zeit zu finden. 

 Gleichzeitig soll das gemeinsame Tun im 

Rahmen der Landesgesundheitskonferenz 

Mut machen, sich mit den gesellschaftli-

chen und gesundheitlichen Herausforde-

rungen unserer Zeit rechtzeitig und kri-

tisch zu beschäftigen. 

Der Nutzen liegt auf der Hand: Wir führen 

das Wissen und die Fähigkeiten aller zusam-

men. In der Kooperation liegt die Chance, die 

vor uns liegenden Herausforderungen besser 

zu lösen, als wenn jede und jeder nur für sich 

arbeitet. 

Unerlässlich für eine gelingende Kooperation 

ist es, gemeinsam unsere Erwartungen an die 

Landesgesundheitskonferenz zu formulieren. 

Anders gesagt: Wir müssen die Frage beant-

worten, was genau die Landesgesundheits-

konferenz ist. Für mich ist die Landesgesund-

heitskonferenz zuallererst eine vertrauensbil-

dende Maßnahme in die Arbeit der anderen. 

Die Konferenz ist eine Plattform für Diskussio-

nen. Sie ist der Ort, an dem wir ein gemeinsa-

mes Verständnis von Themen entwickeln. Es 

geht darum, Bedarfe zu beschreiben, Ziele zu 

Heike Werner,  

Ministerin im Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
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„In der 

Kooperation 

liegt die Chance, 

die vor uns 

liegenden 

Heraus-

forderungen 

besser zu lösen, 

als wenn jede 

und jeder nur 

für sich 

arbeitet.“ 

Begrüßung 
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„Der Charakter 

der 

Landesgesund-

heitskonferenz 

als ständiger 

Einrichtung 

bringt es mit 

sich, dass wir 

uns immer 

wieder selbst 

befragen: Was 

haben wir schon 

erreicht?“ 

formulieren und gemeinsam Maßnahmen zu 

entwickeln, um diese Ziele zu erreichen. Das 

bedeutet auch, dass alle Mitglieder der Lan-

desgesundheitskonferenz Verantwortung 

übernehmen. Davon lebt die Konferenz. Um 

diese Idee Wirklichkeit werden zu lassen, ist 

es notwendig, dass alle Beteiligten die Inte-

ressen der eigenen Institutionen etwas zu-

rückstellen und den Blick darauf richten, wie 

anstehende Aufgaben gemeinsam gelöst 

werden können.  

Ich möchte an das erinnern, was wir bereits 

vereinbart haben: Auf der ersten Landesge-

sundheitskonferenz wurde die Evaluation der 

bisherigen Arbeitsgruppen und Zielbereiche 

des Thüringer Gesundheitszieleprozesses 

vereinbart. Ich bedanke mich herzlich bei den 

Mitgliedern aller Arbeitsgruppen, die sich auf 

diesen Weg der Evaluation begeben haben.  

Ich möchte der Diskussion der Ergebnisse 

nicht vorgreifen. An dieser Stelle daher nur 

wenige grundsätzliche Anmerkungen. Die 

Gesundheitsziele hatten drei Bezugspunkte: 

 den Bezug zu Krankheiten, 

 den Bezug zu Gesundheitsförderung und 

Prävention und 

 den Bezug auf bestimmte Bevölkerungs- 

und Altersgruppen. 

Diese unterschiedlichen Bezüge haben eine 

transparente Darstellung der Ziele und der 

auf sie bezogenen Maßnahmen erschwert. 

Das hat die Evaluation sehr deutlich gemacht. 

Daher scheint es mir sinnvoll, für unsere zu-

künftige Arbeit, eine einheitliche Systematik 

für die Formulierung von Gesundheitszielen 

zu wählen. Hier bietet sich der Bezug auf un-

terschiedliche Lebensphasen an. Wir werden 

diese Option heute noch eingehend diskutie-

ren. 

Im April dieses Jahres hatte ich gesagt, dass 

die Verantwortung für Gesundheit nicht nur 

bei dem Gesundheitssektor, sondern in allen 

Politikbereichen liegt. Die Weltgesundheits-

organisation hat hierfür den programmati-

schen Begriff „health in all policies“ geprägt. 

Um diesem breiten Verständnis auch im Rah-

men der Landesgesundheitskonferenz Raum 

zu geben, wollen wir als ein neues Hand-

lungsfeld das Thema „Gesunde Arbeit“ auf-

nehmen. Auch dazu werden wir heute Nach-

mittag beraten. Bereits im öffentlichen Teil 

der Konferenz werden wir dazu einen Vortrag 

hören. 

Herr Prof. Dr. Behr, Leiter der Abteilung 

„Arbeit und Qualifizierung“ in meinem Haus, 

wird ausgehend von den Ergebnissen des 

DGB-Indexes „Gute Arbeit“ zentrale Heraus-

forderungen für die Gestaltung gesunder 

Arbeitsbedingungen vorstellen.  

Der Charakter der Landesgesundheitskonfe-

renz als ständiger Einrichtung bringt es mit 

sich, dass wir uns immer wieder selbst befra-

gen:  

 Was haben wir schon erreicht? 

 Welche Ansätze haben funktioniert? 

 Was sind die Erfolgsfaktoren dafür? 

 In welchen Bereichen müssen wir unsere 

Aktivitäten verstärken? Und so weiter. 

Dieses Vorgehen ist vor allem auch mit Blick 

auf die Umsetzung der Landesrahmenverein-

barung notwendig.  

Eine bleibende Aufgabe besteht darin, auf 

Basis uns vorliegender Daten Bedarfe heraus-

zuarbeiten und für die weiteren Diskussionen 

zur Verfügung zu stellen. Erinnern möchte ich 

an dieser Stelle an ein Grundsatzpapier der 

Weltgesundheitsorganisation, die Ottawa-

Charta für Gesundheitsförderung. Vor 30 

Jahren wurde dieses Dokument verabschie-

det. Es beschreibt wesentliche Handlungs-

strategien für die Gesundheitsförderung. Und 

es stellt eine zentrale Arbeitsgrundlage für 

alle Akteure in Prävention und Gesundheits-

förderung dar. Es beschreibt die Aufgabe, 

Interessen zu vertreten, Akteure zu vernet-
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zen und Lösungen zu kreieren. Mit diesen 

Anforderungen sind wir nah an dem, was sich 

auch als Anforderungen an eine Landesge-

sundheitskonferenz beschreiben lässt und 

nah an unserem heutigen Tagungsthema. Ich 

wünsche mir, dass die Landesgesundheits-

konferenz im Geiste der Erklärung von Otta-

wa zu einem Erfolg wird! 

Zu welchen Themen wollen wir heute ins 

Gespräch kommen? Zwei Themen habe ich 

schon genannt. Erstens die Systematik der 

Gesundheitsziele selbst. Zweitens das Thema 

„Gesunde Arbeit“. Drittens wollen wir uns 

heute über ein Thema verständigen, das ich 

zu einem besonderem Merkmal der Thürin-

ger Konferenz machen möchte: Die Beteili-

gung der Bürgerinnen und Bürger. 

Ich würde mich sehr freuen, wenn es uns 

gelänge, mit der Umsetzung der Bürgerbetei-

ligung bereits im kommenden Jahr zu begin-

nen. Denn die Evaluation hat uns gezeigt, 

dass eine stärkere Beteiligung der Bürgerin-

nen und Bürger, die Chance ganz wesentlich 

erhöht, auf die richtigen Ziele zu setzen und 

diese dann auch zu erreichen. 

Gemeinsam mit Ihnen möchten wir die Er-

reichbarkeit von Menschen in unterschiedli-

chen Lebensphasen zu Gesundheitsthemen in 

Fachforen diskutieren und mögliche Zugangs-

wege identifizieren. Auch dazu haben wir für 

den Einstieg in die Diskussion Vorträge vorbe-

reitet. Sehr gespannt bin ich auf die Ausfüh-

rungen zum Gesundheitsdialog in Baden-

Württemberg durch Frau Merkt-Kube aus 

dem Ministerium für Soziales und Integration 

des Landes Baden-Württemberg. Wie Fach-

kräfte mit ihren Gesundheitsthemen die Be-

völkerung besser erreichen können, wird uns 

Frau Prof. Dr. Sänger von der SRH Hochschule 

Gera darstellen.  Vielen Dank für Ihr Kom-

men! 

Soviel darf ich an dieser Stelle vorwegneh-

men: Die Kommunikation mit den Bürgerin-

nen und Bürgern verlangt von uns, so zu spre-

chen, dass wir auch verstanden werden kön-

nen. Und diese Aufgabe fängt bereits dort an, 

wenn es darum geht, Menschen zu ver-

mitteln, was die Landesgesundheitskonferenz 

selbst eigentlich ist.  

In diesem Sinne haben wir uns schon einmal 

an die Aufgabe gemacht und eine kleinen 

Film entwickelt, der das Anliegen der Landes-

gesundheitskonferenz auf den Punkt bringt – 

ich hoffe: gut verständlich! 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit, 

wünsche uns allen eine produktive 2. Thürin-

ger Landesgesundheitskonferenz und sage: 

Film ab! 

 

Der Image Film der LGK ist unter folgendem 

Link verfügbar: http://www.lgk-

thueringen.de/landesgesundheitskonferenz/

ueber-die-landesgesundheitskonferenz/ 

 

 

Seite  6 

 

„Ich wünsche 

mir, dass die 

Landesgesund-

heitskonferenz 

im Geiste der 

Erklärung von 

Ottawa zu 

einem Erfolg 

wird!“ 

http://www.lgk-thueringen.de/landesgesundheitskonferenz/ueber-die-landesgesundheitskonferenz/
http://www.lgk-thueringen.de/landesgesundheitskonferenz/ueber-die-landesgesundheitskonferenz/
http://www.lgk-thueringen.de/landesgesundheitskonferenz/ueber-die-landesgesundheitskonferenz/
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Schauen Sie sich die Dokumentation zur 

Landesgesundheitskonferenz in Bild & Ton 

an und erfahren Sie, was unsere Mitglieder 

zur LGK zu sagen haben. Jetzt online unter: 

www.lgk-thueringen.de 
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Mit dem Gesundheitsdialog gestaltet Baden-

Württemberg einen neuen Ansatz in der Ge-

sundheitspolitik bei dem die Bürger- und Pati-

entenorientierung, Regionalisierung und Ver-

netzung eine große Rolle spielen. 

Fachleute, Bürgerinnen und Bürger, Patientin-

nen und Patienten in je nach Thema unter-

schiedlichen Zusammensetzungen in Fach- 

oder Bürgerdialogen zur Weiterentwicklung 

des baden-württembergischen Gesundheits-

wesens beteiligt. 

Der Gesundheitsdialog umfasst die Kombina-

tion aus Fach- und Bürgerdialogen, welche 

auf allen Ebenen (Land, Landkreise und Stadt-

kreise sowie Städte und Gemeinden) stattfin-

den und Themen dialoghaft bewegen soll. 

Fachdialoge finden zu spezifischen und strate-

gischen Fragestellungen der Gesundheitspoli-

tik mit Verantwortlichen und Experten der 

jeweiligen Gesundheitsthemen statt. Sie un-

terstützen beispielsweise das Sozialministeri-

um bei der Entwicklung und Koordination 

gesundheitspolitischer Maßnahmen, Planun-

gen und Konzeptionen. 

Inhalt der Bürgerdialoge sind Fragen der me-

dizinischen und pflegerischen Versorgung, 

der Versorgungsstrukturen sowie der Ge-

sundheitsförderung und Prävention  ein-

schließlich des Themas Arbeit und Gesund-

heit. 

Bürgerbeteiligung bei Gesundheitsthemen 

Regine Merkt-Kube, Ministerium für Soziales und Integration Baden-Württemberg 
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„Dialoge zu 

gesundheits-

politischen 

Zielen 

müssen auf 

allen Ebenen 

möglich 

sein.“ 

Impulsvortrag I 

„Der Gesund-

heitsdialog um-

fasst die Kom-

bination aus 

Fach- und Bür-

gerdialogen, 

welche auf  

allen Ebenen 

stattfinden und 

Themen dialog

-haft bewegen 

soll.“ 
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„Das 

Gesundheitsleit-

bild dient als 

Orientierung für 

den Gesundheits-

dialog auf 

Landesebene, 

Kreis- und 

Gemeindeebene.“  

Die Weiterentwicklung des baden-

württembergischen Gesundheitswesens 

kann nur in einem fortwährenden Dialog mit 

allen Akteuren sowie den Bürgerinnen und 

Bürgern selbst gelingen. Diese Dialoge zu 

gesundheitspolitischen Zielen müssen auf 

allen Ebenen möglich sein, dabei hat sich die 

Kombination aus Fach- und Bürgerdialogen 

bewährt. 

Deshalb sollten Bürgerbeteiligungsprozes-

se in bestehende Strukturen und größere 

Zusammenhänge eingebettet werden, in 

denen die relevanten Akteure bereits ver-

netzt sind. Das Mandat für Bürgerbeteili-

gungsvorhaben in der gemeinsam gefunde-

nen Form erteilen die zuständigen Gremien 

bzw. Fachdialoge, die anschließend auch die 

Entscheidung über die Umsetzung der Ergeb-

nisse treffen sollen. 

Die Zusammenführung der Ergebnisse der 

Bürgerdialoge mit den Fachdialogen war bei 

allen durchgeführten Beteiligungsformaten 

im Rahmen des Gesundheitsdialogs gegeben 

und somit ein wesentlicher Erfolgsfaktor des 

Gesundheitsdialogs. 

Im Vortrag wurde dargestellt, welchen Weg 

Baden-Württemberg geht um die gesund-

heitspolitischen Herausforderungen zu be-

wältigen.  

Mit dem Zukunftsplan Gesundheit wurde 

2012 ein Dialogprozess mit allen Beteiligten 

zur Weiterentwicklung des Gesundheitswe-

sens in Baden-Württemberg angestoßen. Das 

Gesundheitsleitbild Baden-Württembergs 

mit den drei Handlungsfeldern Gesundheits-

förderung und Prävention, medizinische Ver-

sorgung und Pflege wurde in einem breiten 

Beteiligungsprozess entwickelt. Es dient als 

Orientierung für den Gesundheitsdialog auf 

Landesebene, Kreis- und Gemeindeebene. 

Gesundheitsdialoge auf kommunaler Ebene, 

das Landesgesundheitsgesetz und die Neu-

ausrichtung des Öffentlichen Gesundheits-

dienstes sind Teil dieses Prozesses. 

Weitere Informationen zum Gesundheitsdia-

log Baden-Württemberg finden Sie unter: 

http://gesundheitsdialog-bw.de/ 

http://gesundheitsdialog-bw.de/
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„Bürger-

innen und 

Bürger 

brauchen 

Empower-

ment.“ 

Impulsvortrag II 

 

 

 

 

 

 

Welches Wissen muss geteilt werden, damit 

alle teilhaben? Und wie muss Wissen geteilt 

werden, damit alle teilhaben?  Und wieviel 

Wissen ist gesund? 

Was erwarten wir von den Bürgerinnen und 

Bürgern? Laut SGB V § 1 Solidarität und Ei-

genverantwortung sind Versicherte für ihre 

Gesundheit mitverantwortlich. Das heißt, sie 

sollen durch eine gesundheitsbewusste Le-

bensführung, frühzeitige Beteiligung an ge-

sundheitlichen Vorsorgemaßnahmen sowie 

durch aktive Mitwirkung an Krankenbehand-

lung und Rehabilitation dazu beitragen, den 

Eintritt von Krankheit und Behinderung zu 

vermeiden bzw. ihre Folgen zu überwinden. 

Dies setzt jedoch Health Literacy voraus, das 

Wissen, die Motivation sowie die Kompetenz 

von Menschen, relevante Gesundheitsinfor-

mationen zu finden, zu verstehen zu beurtei-

len und schließlich auch anzuwenden. 

Was wollen die Bürgerinnen und Bürger?  

Patienten wollen mündige Patienten sein. Das 

bedeutet, dass sie Abläufe von Behandlungen 

sowie Untersuchungsergebnisse verstehen 

wollen. Sie möchten Arztgespräche bestmög-

lich für sich nutzen. Sie wollen Unterstützung 

und Hilfe bei der Bewältigung erhalten. Sie 

möchten lernen, weitere Krankheiten zu ver-

hindern. 

Bürgerinnen und Bürger brauchen Empower-

ment! Das bedeutet Menschen müssen befä-

higt werden mit kritischem Urteilsvermögen 

täglich Entscheidungen treffen zu können 

bezogen auf die Gesundheitsversorgung, die 

Gesundheitsförderung und Prävention. Dies 

trägt dazu bei die eigene Lebensqualität zu 

erhalten beziehungsweise zu verbessern. 

Aber wie können Bürgerinnen und Bürger 

adäquate Entscheidungen treffen? Dazu müs-

sen Gesundheitsinformationen erst einmal so 

aufbereitet sein, dass Menschen diese auch 

verstehen und bewerten können. Außerdem 

brauchen unsere Bürgerinnen und Bürger 

Strukturinformationen. Unser Gesundheits-

system ist für viele Menschen intransparent 

und undurchsichtig. Viele Personen verstehen 

das Patientenrechtegesetz überhaupt nicht. 

Es gibt viele Instrumente, um die Qualität von 

Einrichtungen zu beschreiben. Doch was be-

deutet beispielsweise Qualität medizinischer 

Einrichtungen? Wie vertrauenswürdig sind 

Bewertungsportale? Das Problem könnte 

gelöst werden, indem man eine Zusammen-

stellung dieser Informationen verfügbar 

macht. 

Besonders wichtig sind zudem Informationen 

zu Entscheidungen im Krankheitsfall: Hier 

brauchen die Patienten evidenzbasierte Infor-

mationen. Evidenzbasierte Gesundheitsinfor-

„Gesundheits-

informationen 

müssen so 

aufbereitet 

sein, dass 

Menschen 

diese auch 

verstehen 

und bewerten 

können.“ 
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„In der 

Gesundheits-

kommunikation 

sollten 

Patienten als 

eigenverant-

wortliche 

Bürger 

adressiert 

werden.“ 

mationen ermöglichen es, das Wissen über 

Gesundheit und Krankheit zu verbessern und 

eigenständig oder gemeinsam mit anderen 

Entscheidungen zu Gesundheitsfragen zu 

treffen. Diese Entscheidungen sollen den 

Präferenzen, Wertvorstellungen und Lebens-

situationen der jeweiligen Person so weit wie 

möglich entsprechen. Hier braucht es vor 

allem eine unverzerrte und verständliche 

Darstellung  relevanter Gesundheitsinforma-

tionen. 

Jedoch ist die Handlungsrelevanz evidenzba-

sierter Entscheidungsgrundlagen nicht für 

jedermann umsetzbar aufgrund fehlender 

oder schlechter Health Literacy. Das bedeu-

tet, viele Menschen sind nicht in der Lage die 

Informationen zu verstehen.  

Sozial benachteiligte Personen haben hin-

sichtlich der Risikoprävalenz vermutlich einen 

besonders großen Bedarf an gesundheitsbe-

zogenen Informationen und Prävention, aber 

diese Zielgruppe wird nur sehr schlecht er-

reicht. Ein bloßes sprachliches Vereinfachen 

der Inhalte greift jedoch zu kurz. Vielmehr 

bedarf es einer stärkeren Berücksichtigung 

der Lebenswelt der Zielgruppe und einer all-

tagspraktischen Wissensvermittlung. 

Eine Handlungsoption wäre Gesundheitskom-

petenz in die Schulen zu bringen oder das 

Angebot sogenannter Patientenuniversitäten 

auszubauen. 

Andererseits gibt es eine große Angst vor 

informierten Patienten. Diese werden oft-

mals nicht als Ressource gesehen, sondern 

eher als Belastung empfunden, indem sie ihre 

Ärzte potentiell infrage stellen könnten.  Eine 

bessere Verankerung dieser Thematik in der 

Ausbildung sämtlicher Health Professionals 

würde diesem Empfinden vermutlich entge-

gen wirken. 

In der Gesundheitskommunikation sollten 

Patienten als eigenverantwortliche Bürger 

adressiert werden. Anstatt Angst zu schüren 

müssen Bürgerinnen und Bürger  vor allem 

Nutzen und Schaden abwägen, indem Nutzen 

und Risiken als Entscheidungsgrundlage ehr-

lich benannt werden, anstatt  Klischees zu 

bedienen. Aufklärungsmaterialien sollten sich 

an gängigen Standards orientieren. Und es 

sollte auf fehlendes Wissen hingewiesen wer-

den. 

Weitere Informationen und Links zum Thema 

finden Sie unter: http://www.sylvia-

saenger.de/healthlinks/ 
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„Ambivalenzen und Widersprüche einer 

(scheinbar) rehabilitierten Arbeitsgesell-

schaft“ 

Oder: Was zeichnet den Homo Laborans Thu-

ringia im Jahr 2016 - mehr als ein viertel Jahr-

hundert nach dem Systemumbruch - aus:  

Hohe Qualifikation, starke Identifikation mit 

Betrieb und Beruflichkeit der Arbeit, Fleiß, 

Tüchtigkeit, starke Kollegialität und der Wille, 

sich nicht unterkriegen zu lassen, haben in 

Thüringen eine Arbeitsgesellschaft möglich 

gemacht, in der kluge Unternehmer mit star-

kem Willen und bodenständigen Innovatio-

nen sich erfolgreich einen Platz in der neuen 

Marktwirtschaft erkämpften konnten. Inzwi-

schen wartet Thüringen wieder mit einer 

breit aufgestellten erfolgreichen Industrie-

landschaft auf, die tendenziell auf Wachstum, 

nicht auf Schrumpfung ausgelegt ist.      

Thüringen ist eine Facharbeitergesellschaft. 

64% der Tätigkeiten lassen sich dem Fachar-

beiter/Fachangestelltenniveau zuordnen (im 

Deutschlandvergleich sind dies nur 53%).  

Die Nachwendearbeitsgesellschaft war einem 

Stresstest ohne Vorbild ausgesetzt. Und es 

waren die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer, die die Folgen der Systemtransformation 

stark gespürt haben mit einer beispiellosen 

Arbeitslosigkeit und Brüchen in den Biogra-

phien, Ausgrenzungserfahrungen und Entwer-

tungen ihrer Qualifikationen.  

Inzwischen ist – dank des starken Rückgangs 

der Arbeitslosigkeit und der hohen Nachfrage 

nach Arbeitskräften – die Sorge, den Arbeits-

platz zu verlieren, bei den Thüringern stark 

zurückgegangen. Das ist eine der erfreulichs-

ten Botschaften einer Befragung von mehr als 

1.000 Thüringern zu Arbeitszufriedenheit, 

Entlohnung, Arbeitsbelastungen, Arbeitszeit 

und vielen anderen Fragen rund um das The-

menfeld Erwerbsarbeit.  

Erfreulich auch. Für immer mehr Menschen 

erscheint Thüringen inzwischen wieder als 

attraktiver Standort für Arbeitnehmer. Das ist 

ein starker Zufriedenheitsanstieg gegenüber 

den Befragungen 2011 und 2013, wo sich 

Thüringen bereits an einem sogenannten 

Oversampling der bundesweiten Stichprobe 

beteiligt hatte und deswegen auch ein paar 

interessante Thüringen- spezifische Fragen 

einstellen konnte. Mit Blick auf die hohen 

Erwerbstätigenquoten und der starken Teil-

habe selbstbewusster und qualifizierter Frau-

en in Vollzeit kann man durchaus von einer 

inzwischen fast wieder rehabilitierten Arbeits-

gesellschaft sprechen.  

Doch nun die schlechte Nachricht, oder sagen 

wir besser: Viele schlechte Nachrichten, die 

viel mit dem Thema Gesundheit und krank 

machender Arbeit zu tun haben. Thüringer 

Männer und Frauen sind viel stärker von 

Arbeitsbelastungen und betriebliche Gesundheitspolitik. Erkenntnisse aus der 

Beschäftigtenbefragung des „DGB-Index Gute Arbeit“ für Thüringen 

Prof. Dr. Michael Behr, Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 

Familie 
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„Für immer 

mehr 

Menschen 

erscheint 

Thüringen 

inzwischen 

wieder als 

attraktiver 

Standort für 

Arbeitnehmer.“ 

Impulsvortrag III 
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„Thüringen 

braucht gerade 

angesichts des 

demografisch 

bedingten 

Rückgangs an 

Erwerbs-

personen eine 

Arbeitskultur 

weg von der 

Verschleiß-

politik – hin zu 

einem 

nachhaltigen 

und pfleglichen 

Umgang mit 

den 

Arbeitskräften.“ 

Schichtarbeit betroffen als die deutschen 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer insge-

samt. Während 39,3% der Thüringer Männer 

in irgendeiner Form von Schichtarbeit be-

troffen sind, sind es nur 19,7% der deutschen 

Männer. Bei den Frauen ist der Unterschied 

noch größer: 38,9% zu 15,4%. Während die 

kategorisierten Medianeinkommen in Thürin-

gen bei 1.500 bis 2.000 liegen, liegen sie in 

Deutschland zwischen 2.000 und 2.500. 

Offensichtlich geht es in den Unternehmen 

ruppiger zu als in Deutschland insgesamt. 

47% der Thüringerinnen und Thüringer bekla-

gen sich über respektloses oder herablassen-

des Verhalten ihrer Vorgesetzten. In Deutsch-

land sind dies nur 37%. 

Die Thüringer Bevölkerung empfindet die 

Belastungen insgesamt höher, die Ressour-

cen, um den Belastungen Herr zu werden, 

dagegen geringer als im Deutschlandver-

gleich. Sehr viel mehr Thüringerinnen und 

Thüringer schätzen die Arbeitsbedingungen 

insgesamt als „schlecht“ ein als die Arbeit-

nehmerInnen in Deutschland insgesamt. So 

bewerten 30% ihre Arbeit insgesamt als 

„schlecht“ (D: 20,5%); unteres Mittelfeld 35% 

zu 32%. Umgekehrt lassen sich 11% der deut-

schen Arbeitsverhältnisse als gut bezeichnen, 

dagegen nur 6% in Thüringen.  

Im Vergleich zur deutschen Stichprobe zeich-

net sich die Arbeitssituation durch mehr kör-

perliche Belastungen, einer kritisch bewerte-

ten Arbeitszeitlage, Wahrnehmungen von 

Defiziten in der Führungsqualität von Vorge-

setzten, geringeren Einfluss- und Gestaltungs-

möglichkeiten bei niedrigerer Entlohnung 

und schlechteren betrieblichen Sozialleistun-

gen aus. Häufiger als in Deutschland insge-

samt ist die Arbeitssituation in Thüringen 

auch durch körperlich schwere Arbeit, un-

günstige Körperhaltung und Lärm gekenn-

zeichnet.  

Alles Dinge, die nach einem Gesundheitsma-

nagement geradezu schreien. Doch hier ha-

ben viele Betriebe aus Sicht der Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer noch Entwick-

lungsbedarf. Thüringen braucht aber gerade 

angesichts des demografisch bedingten Rück-

gangs an Erwerbspersonen eine Arbeitskultur 

weg von der Verschleißpolitik – hin zu einem 

nachhaltigen und pfleglichen Umgang mit 

den Arbeitskräften. Wir müssen beim Thema 

betriebliche Gesundheitspolitik umsteuern, 

soll denn aus einer rehabilitierten keine er-

schöpfte Arbeitsgesellschaft werden. 

Der DGB-Index Gute Arbeit ist online verfüg-

bar unter: http://index-gute-arbeit.dgb.de/

++co++76276168-a0fb-11e6-8bb8-

525400e5a74a  

http://index-gute-arbeit.dgb.de/++co++76276168-a0fb-11e6-8bb8-525400e5a74a
http://index-gute-arbeit.dgb.de/++co++76276168-a0fb-11e6-8bb8-525400e5a74a
http://index-gute-arbeit.dgb.de/++co++76276168-a0fb-11e6-8bb8-525400e5a74a
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„Das Ziel 

sollte sein, 

allen Kindern 

und 

Jugendlichen 

unabhängig 

von ihrer 

Herkunft die 

bestmöglichen 

Chancen für 

ein gesundes 

Aufwachsen 

zu bieten.“ 

Fachforum I Gesund aufwachsen 

 

Die Gesundheit von Kindern und Jugendli-

chen steht seit einigen Jahren im Fokus des 

wissenschaftlichen, gesundheitspolitischen 

und öffentlichen Interesses. Immer deutlicher 

wird, dass die Weichen für ein langes Leben 

in guter Gesundheit bereits in jungen Jahren 

gestellt werden. Beeinflusst wird die kindli-

che Entwicklung vor allem durch die allgemei-

nen Lebensbedingungen, das familiäre und 

soziale Umfeld, das erlernte Gesundheitsver-

halten sowie die verfügbare medizinische 

Versorgung.  

Des Weiteren wirken sich der Gesundheitszu-

stand und das Gesundheitsverhalten im Kin-

des- und Jugendalter wiederum in hohem 

Maße auf das Gesundheitsverhalten und die 

Gesundheit im Erwachsenenalter aus. Le-

benskompetenz, Bewegung, Ernährung be-

einflussen die kindliche Gesundheit und wir-

ken sich langfristig im Erwachsenenleben aus. 

Daneben zeigt sich mit der Verschiebung von 

somatischen Erkrankungen hin zu psychoso-

matischen Symptomen und psychischen 

Auffälligkeiten eine neue Krankheitsbelas-

tung, insbesondere bei sozial benachteiligten 

Bevölkerungsgruppen. Vor diesem Hinter-

grund sollte es das Ziel sein, allen Kindern 

und Jugendlichen unabhängig von ihrer Her-

kunft die bestmöglichen Chancen für ein ge-

sundes Aufwachsen zu bieten.  

Das Fachforum „Gesund aufwachsen“  wid-

mete sich dieser Thematik und zusammen 

mit Vertretern  u. a. des Öffentlichen Gesund-

heitsdienstes, Akteuren aus dem Bereich 

Suchtprävention und -hilfe sowie Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter des Thüringer Minis-

teriums für Bildung, Jugend und Sport wur-

den folgende Fragen beleuchtet: 

 

 Wo funktioniert die Einbindung der Ziel-

gruppe „Gesund aufwachsen“ gut und 

warum? 

 Welche Personen werden von uns bislang 

nur mäßig oder nicht erreicht? 

 Welche Handlungsbedarfe ergeben sich 

daraus für die Arbeit der Landesgesund-

heitskonferenz? 

Besonders gut werden jene Personengruppen 

erreicht, die bereits gut über eine soziale 

Struktur eingebunden sind, wie zum Beispiel 

Personen im Setting Schule und Kindergarten, 

Kindersportgruppen, Elternbeirat sowie wer-

dende Eltern und junge Familien vor allem 

durch die Frühen Hilfen. Außerdem werden 

Personen im besonderen Maße erreicht, die 

mit großer Eigenmotivation und aus eigenem 

Antrieb viele Angebote und Hilfsmaßnahmen 

nutzen und annehmen. Eine weitere sehr gut 

erreichbare Zielgruppe bildet die Gruppe der 

engagierten Eltern. 

Als förderliche Aspekte zur Erreichung von 

Zielgruppen wurden u.a. folgende Punkte 

genannt: die Einbindung von Betroffenen, die 

Aufklärung der Erzieherinnen und Erzieher 

sowie Eltern zu spezifischen Angeboten, die 

Vorsorgeuntersuchungen, Aufklärungsarbeit/

Impfen, die Multiplikatoren vor Ort sowie die 

Informationssammlung und -streuung über 

Koordinatoren und Netzwerke.  
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„Die Akteure 

sind sich 

einig, dass es 

vor allem 

handhab-

barer 

Handlungs-

anweisungen 

bedarf sowie 

niedrig-

schwelliger, 

unbürokra-

tischer 

Angebote.“ 

Besonders schwer zu erreichen sind hingegen 

jene Zielgruppen, die eben nicht in institutio-

nalisierte Strukturen eingebettet sind. Dazu 

zählen vor allem Kinder und ihre Familien vor 

Eintritt in Kita und Schule. In der Diskussion 

wurde jedoch auch herausgestellt, dass 

schwere Erreichbarkeit auch aus den Lebens-

verhältnissen der Personen resultieren kann, 

wie z. B. bei Kindern aus suchtbelasteten Fa-

milien oder auch bei sozial benachteiligten 

Kindern und Jugendlichen. Des Weiteren dis-

kutierten die Teilnehmenden die teils schwe-

re Erreichbarkeit von Kitaleitungen. 

Als Gründe für die schwere Erreichbarkeit 

wurden folgende Punkte diskutiert: teilweise 

lassen hinderliche Strukturen keine nied-

rigschwellige Erreichbarkeit zu. Des Weiteren 

wurde darauf hingewiesen, dass Strukturen 

nicht flächendeckend vorhanden sind und 

somit immer „weiße Flecken“ bleiben. Außer-

dem wurde auf die fehlende Motivation be-

stimmter Personengruppen aufmerksam ge-

macht, die wiederum auf das nicht oder we-

nig vorhandene Bewusstsein für Gesundheit 

in dieser Zielgruppe zurückzuführen sein. 

Zur konkreten Planung etwaiger Schritte in 

diesem Handlungsfeld sollte die Gesundheits-

berichterstattung eine solide Grundlage für 

die weitere Arbeit bilden. Hierbei und auch 

bei der konkreten Maßnahmenentwicklung 

müssen die jeweiligen Altersspannen der 

Kinder und Jugendlichen in Bezug auf ihre 

Entwicklung und ihrer Bedürfnisse entspre-

chend beachtet werden. Besonders zu beach-

ten ist in dieser Lebensphase die doppelte 

Zielgruppenansprache; sind doch die Eltern 

häufig die unmittelbare Kommunikationsbrü-

cke zu ihren Kindern und anders herum. Die 

Teilnehmenden merkten an, dass es wichtig 

sei in einen aktiven Dialog mit den Eltern zu 

gehen und kleinschrittig sowie individuell 

vorzugehen. Die Einbeziehung der Eltern ist 

essenziell.  

Auch individuelle Bedarfe jeder Einrichtung 

sollten bei der Ausgestaltung von Maßnah-

men Berücksichtigung finden. Hier müssen 

individuelle Beratungen erfolgen sowie da-

rauf abgestimmte Ansätze gefunden werden. 

So könnte beispielsweise ein ganzheitliches 

Konzept zum Thema „Gesundheit für Schule“ 

mit allen an dem Setting Schule beteiligten 

Personen entworfen werden. Um den Gedan-

ken über die Schule hinauszutragen, sollten 

auch weitere regionale Akteure eingebunden 

werden.  

Die Akteure waren sich einig, dass es vor al-

lem handhabbarer Handlungsanweisungen 

bedarf sowie niedrigschwelliger, unbürokrati-

scher Angebote. Zugleich sollten Multiplika-

toren eingebunden werden. Gesundheitliche 

Chancengleichheit sollte als Querschnittsthe-

ma immer mitgedacht werden.  



 

Gesundheit gemeinsam denken 

Moderation: Martin Staats, Dr. Victoria Obbarius 

Landesvereinigung für Gesundheitsförderung Thüringen e. V. - Agethur - 
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„Institutiona-

lisierte 

Personen-

gruppen, wie 

beispiels-

weise 

Patienten- 

oder 

Selbsthilfe-

gruppen, 

werden gut 

erreicht, da 

sie ziel-

gerichtet 

thematisch 

angesprochen 

werden 

können“  

Fachforum II Gesund leben 

Prekäre, unsichere oder fehlende Arbeitsver-

hältnisse, finanziell angespannte Lebenspha-

sen oder beispielsweise die Trennung von 

Familien aufgrund von unterschiedlichen Er-

werbsarbeitsorten nehmen Einfluss auf das 

eigene Wohlbefinden und somit auf die eige-

ne Gesundheit. Bereits diese Herausforderun-

gen des mittleren Lebensabschnittes zeigen, 

dass Gesundheit eine herausragende, aber 

auch, aufgrund der vielschichtigen Lebenssi-

tuationen und Belastungsfaktoren, unter-

schiedliche Bedeutung einnimmt. Aufbauend 

auf diesen Erkenntnissen ist eine partizipative 

Herangehensweise – also „mit“ den be-

treffenden Menschen – bei der Bearbeitung 

von Gesundheitsthemen in besonderem Ma-

ße von Nöten.  

Zudem ist zu konstatieren, dass Forschungs-

desiderate bearbeitet und innovative prakti-

sche Herangehensweisen gefördert und in 

der Folge in ein gesellschaftliches Gesamt-

konzept einbezogen werden müssen. Hierzu 

bedarf es dann schließlich einer bedarfsge-

rechten und zielgruppenorientierten Maß-

nahmenplanung und Koordination, die zwin-

gendermaßen nur durch eine partizipative 

Herangehensweise möglich wird.  

Das Forum „Gesund leben“ hatte sich mit 

dieser Thematik auseinandergesetzt und u. a. 

folgende Frage diskutiert: „Welche Zielgrup-

pen werden in dem mittleren Lebensab-

schnitt durch bestehende Maßnahmen be-

reits gut erreicht? Hierbei wurde deutlich, 

dass institutionalisierte Personengruppen, 

wie beispielsweise Patienten- oder Selbsthil-

fegruppen, gut erreicht werden, da sie zielge-

richtet thematisch angesprochen werden 

können und der Zugang zu ihnen oft durch 

die öffentliche Sichtbarkeit und Vernetzung 

zu weiteren Institutionen vereinfacht ist und 

gut funktioniert.  

Als weiterer Personenkreis, der bereits gut 

durch Angebote erreicht wird, sind engagier-

te und gesundheitsbewusste Personen zu 

nennen. Durch ihr eigenes Bewusstsein für 

ihre Gesundheit aktiv werden zu müssen, 

nutzt dieser Personenkreis eigenverantwort-

lich bestehende Angebote, ohne dass Ge-

sundheitsmaßnahmen spezifisch angespro-
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„Auch die 

Kommune wird 

als bedeutende 

Einheit gesehen, 

um im 

Lebensabschnitt 

„Gesund leben“ 

für die 

Gesundheit der 

Bürgerinnen und 

Bürger aktiv zu 

werden.“ 

chen werden müssen. Als dritte Personen-

gruppe, die gut erreicht werden, sind Perso-

nen zu nennen, die Kontakt zu Institutionen 

haben, zu denen Akteure im Gesundheitssek-

tor bereits einen guten Zugang etabliert ha-

ben. Diese sogenannten Stakeholder, wie 

Apotheken oder Gesundheitseinrichtungen, 

aber auch Schulen, haben ein immanentes 

Interesse an dem Thema Gesundheit und 

somit an dem Gesundheitszustand ihrer Kun-

den oder Patienten. Folglich zeigen sich auch 

Maßnahmen in der Schule als wirkmächtige 

Instrumente, nicht nur zur Förderung eines 

bewussten Umgangs der Heranwachsenden 

mit dem Thema Gesundheit, sondern auch 

der auf das Wohl der Kinder und Jugendli-

chen bedachten nahen Verwandten. Somit 

können nicht nur Eltern, sondern auch Groß-

eltern durch Maßnahmen in der Schule ange-

sprochen werden beziehungsweise kann eine 

Sensibilisierung für das Thema Gesundheit 

und Alter dadurch initiiert werden. 

Als weitere Frage wurde diskutiert: „Welche 

Zielgruppen werden von den Akteuren bis-

lang nur mäßig oder gar nicht erreicht?“ Hier 

sind vor allem Menschen im ländlichen Raum 

zu nennen. Durch die räumliche Distanz zu 

einer ausdifferenzierten Angebotsstruktur im 

urbanen Raum und die Schwierigkeit passge-

naue Angebote für den ländlichen Raum zu 

konzipieren, aufgrund der dezentralen Struk-

tur der Haushalte und der Heterogenität der 

Bedarfe, können Menschen im ländlichen 

Raum nicht in dem Maße von Gesundheitsan-

geboten profitieren wie dies Menschen im 

städtischen Großraum können. Hinzu kommt 

die Einschränkung der Mobilität und zusätz-

lich mitunter die Abhängigkeit von Hilfs- und 

Unterstützungsleistungen bei Menschen im 

Alter. Auch alleinlebende Personen und Men-

schen in sozial schwierigen Lebenslagen kön-

nen nicht in dem gewünschten Maße erreicht 

werden. Hier sind eine mitunter stark ver-

breitete soziale Isolation und die Tatsache 

der spezifischen Belastungssituation durch 

die sozial schwierigen Lebenslagen ein Grund 

dafür, weshalb diese Personengruppen nicht 

in dem Maße erreicht werden können und 

auch nicht initiativ Gesundheitsangebote 

aufsuchen. Dies führt zu der Situation, dass 

diese Personenkreise bisher nur mäßig von 

Gesundheitsangeboten profitieren können. 

Abschließend wurde im Forum diskutiert: 

„Welche Handlungsbedarfe ergeben sich aus 

den aufgeführten Themen für die Arbeit der 

Landesgesundheitskonferenz?“ Als ein be-

deutender Faktor wurde benannt, dass die 

nachhaltige Zusammenarbeit gestärkt, Ko-

operationshemmnisse gesenkt, ressortüber-

greifendes Denken gefördert und die Koordi-

nierung der Vernetzung gesichert werden 

muss. Alle diese Vernetzungs- und Kooperati-

onsthemen sind den Teilnehmern ein wichti-

ges Anliegen. Zudem stellt die Schaffung ei-

ner höheren Verbindlichkeit für die Arbeit im 

Bereich Gesundheit ein Handlungsbedarf für 

die Teilnehmenden dar. Auch die Kommune 

wird als bedeutende Einheit gesehen, um im 

Lebensabschnitt „Gesund leben“ für die Ge-

sundheit der Bürgerinnen und Bürger aktiv zu 

werden. Hier wird es unter anderem als sinn-

haft erachtet, die kommunale Gesundheits-

planung als Pflichtaufgabe zu verankern, das 

Konstrukt der Präventionskette stärker in den 

Kommunen zu verankern und eine personelle 

Stärkung im Gesundheitsdient zu etablieren.  

Die Landesgesundheitskonferenz wird hier als 

Impulsgeber für die Kommunen gesehen. 

Insgesamt soll in dem Konzept und den Maß-

nahmen der Landesgesundheitskonferenz ein 

Bewusstsein für alle Lebenslagen geschaffen 

werden, wobei dennoch der Lebensabschnitt 

„Gesund leben“ und die Thematisierung von 

Gesundheitsthemen in diesem eine wichtige 

Aufgabe darstellen. Darüber hinaus besteht 

der Anspruch an die Landesgesundheitskon-

ferenz, dass diese als politischer Akteur Emp-

fehlungen in dem Themenbereich Gesund-

heit erarbeitet, verbreitet und den Nutzen 

dieser Empfehlungen für die Akteure im Ge-

sundheitsbereich evaluiert. 
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Moderation: Martina Helmcke, DIE HELMCKE Netzwerke + Kooperationen 

Sarah Koch, Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 
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„Im 

Unterschied 

zum 

Arbeitsschutz 

trägt die 

Betriebliche 

Gesundheits-

förderung 

gänzlich 

freiwilligen 

Charakter.“ 

Fachforum III Gesund arbeiten 

Die Phase des Arbeitens umfasst einen Groß-

teil unserer Lebenszeit. Während dieser Zeit 

unterliegt die Gesundheit der erwerbsfähigen 

Bevölkerung vielfältigen Einflüssen, die zu 

Beeinträchtigung der physischen und psychi-

schen Integrität führen. Der demografische 

Wandel auf der einen und die zunehmende 

Komplexität und Dynamik der sich verändern-

den Arbeitswelt auf der anderen Seite führen 

zu vielen strukturellen Veränderungen. Auch 

Thüringen wird nach dem Demografiebericht 

2013 von dieser Entwicklung betroffen sein.  

Der Anteil der Bevölkerung über 65 Jahren 

wird bis 2030 weiter steigen. Gleichzeitig 

wird das Bundesland durch massive Abwan-

derungen gut ausgebildeten Fachpersonals 

und sinkende Geburtenzahlen 392.000 Ein-

wohner verlieren, was einem Bevölkerungs-

rückgang von 17,5 % entspricht. Diese Fakto-

ren führen dazu, dass die erwerbsfähige Be-

völkerung (20 bis 65 Jahre) ebenfalls sinkt. 

Die statistisch älter werdende Belegschaft 

muss sich ständigen Organisationsverände-

rungen, neuen Fachverfahren oder Arbeits-

platzwechsel stellen. Solche Veränderungen 

können eine enorme Belastung bereits schon 

in jungen Jahren darstellen und im zuneh-

menden Alter immer schwerer fallen. Die 

Gesundheit und das Wohlbefinden der Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter werden durch 

die Einflussnahme von Stressfaktoren wie 

zum Beispiel permanenter Termin- und Leis-

tungsdruck, unterbrochene Arbeitsprozesse 

oder das Bewältigen von verschiedenen Ar-

beiten zur gleichen Zeit bestimmt. Das führt 

mittel- bis langfristig zu negativen Auswirkun-

gen auf die Gesundheitssituation. Zu den 

veränderten Ansprüchen in der Arbeitswelt 

kommen die eigenen Ansprüche der Arbeit-

nehmer wie zum Beispiel Weiterbildungs-

möglichkeiten, flexible Arbeitszeitgestaltung, 

Partizipation  und Selbstverwirklichung. Je 

besser die Arbeitsbedingungen, die eigene 

Zufriedenheit und die sozialen Beziehungen 

innerhalb des Arbeitsteams ausgeprägt sind, 

umso besser ist auch die physische und psy-

chische Gesundheit der Mitarbeiter. Damit 

Menschen möglichst lange gesund arbeiten 

können, müssen schon frühzeitig präventive 

Maßnahmen ergriffen werden, um körperli-

chen und geistigen Beeinträchtigungen vorzu-

beugen. Dies erfordert ein Umdenken der 

Unternehmen hinsichtlich ihres Umgangs mit 

dem Personal und der Gestaltung der Arbeits

- und Organisationsstruktur. 

Gesunde Mitarbeitende sind der Schlüssel 

zum Erfolg jedes Unternehmens. Im Unter-

schied zum Arbeitsschutz trägt die Betriebli-

che Gesundheitsförderung (BGF) gänzlich 

freiwilligen Charakter. Das bedeutet, dass die 

Maßnahmen nicht erzwingbar sind und Be-

triebe zur Beteiligung an kassengetragener 

BGF nicht verpflichtet werden können. Es 

überrascht daher nicht, dass BGF trotz einer 

ansteigenden Tendenz, nach wie vor alles 

andere als flächendeckende Praxis ist. 

In dem Fachforum „Gesund Arbeiten“ wurde 

die Erreichbarkeit von Menschen in unter-

schiedlichen Lebensphasen zu Gesundheits-

themen diskutiert und mögliche Zugangswe-

ge identifiziert. Vertreter u.a. aus den Berei-

chen der privaten und gesetzlichen Kranken-

versicherungen, dem Bereich des öffentlichen 

Gesundheitsdienstes, der Suchtprävention  

oder auch der Arbeitsmedizin haben sich an 

der Diskussion beteiligt und konstruktive Bei-
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„Für den Erhalt 

der 

Wettbewerbs- 

und 

Leistungsfähig-

keit müssen 

sich Thüringer 

Unternehmen 

mit der 

demografischen 

Entwicklung 

und deren 

Folgen in der 

Arbeitswelt 

auseinander-

setzen.“ 

träge geleistet. Es wurden folgende Fragestel-

lungen diskutiert: 

 

1. Wo funktioniert die Einbindung der Bürger-

innen und Bürger gut und warum? 

Vor allem in großen Unternehmen und Ver-

waltungen sind aufgrund entsprechend hoher 

Mitarbeiterzahlen und vorhandener finanziel-

ler Mittel bereits viele Angebote zur BGF vor-

handen. Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern mit erhöhtem bzw. hohen Leidensdruck 

ist die Bereitschaft und Motivation zur Inan-

spruchnahme entsprechender Angebote be-

sonders ausgeprägt. Sie möchten aktiv 

„etwas für ihre Gesundheit tun“. 

 

2. Welche Zielgruppen werden von uns bis-

lang nur mäßig oder nicht erreicht?  

 

Als Zielgruppen, die in dieser Lebensphase 

nur unzureichend erreicht  werden, wurden 

Auftraggeber, selbstständige Einzelunterneh-

mer, Ehrenamtliche, kleine und mittlere Un-

ternehmen, soziale Dienstleistungsbetriebe 

z.B. Klinikbeschäftigte, Erzieher, erschöpfte 

sowie nicht gesundheitsbewusste Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter in Großunternehmen 

beschrieben. Die Liste lässt sich um Kleinstun-

ternehmen (< 15 Mitarbeitende), Führungs-

kräfte, Erwerbslose,  chronisch Kranke, be-

rufstätige Alleinerziehende, Angehörige psy-

chisch Kranker sowie Leiharbeiter ergänzen. 

3. Welche Handlungsbedarfe ergeben sich 

daraus für die Arbeit der Landesgesundheits-

konferenz?  

 

Für den Erhalt der Wettbewerbs- und Leis-

tungsfähigkeit müssen sich Thüringer Unter-

nehmen mit der demografischen Entwicklung 

und deren Folgen in der Arbeitswelt ausei-

nandersetzen. Dazu wurden folgende Hand-

lungsbedarfe im Forum thematisiert: Grund-

lage für die weitere Maßnahmenentwicklung 

sollte eine solide Gesundheitsberichter-

stattung sein.  Darauf aufbauend sollten thü-

ringenspezifische Angebote, auch unter Be-

rücksichtigung der speziellen Bedürfnisse von 

kleinen und mittelständischen Unternehmen, 

ausgerichtet werden. KMU‘s benötigen hier 

ein gerechtes Einstiegsangebot. Auch insge-

samt sollten Unternehmerinnen und Unter-

nehmer in der Ausgestaltung zur Schaffung 

eines gesundheitsfördernden Unternehmens 

gestärkt werden.  Sie benötigen strukturelle 

Unterstützung, aber auch  praktische Hand-

lungsleitfäden. BGF sollte vor allem nied-

rigschwellig vorgehen. So könnten beispiels-

weise gesundheitsförderliche Maßnahmen 

der Arbeitszeit der Mitarbeitenden gut ge-

schrieben werden. Ein weiterer Aspekt, der 

unter den Teilnehmenden diskutiert wurde, 

ist die Selbsthilfe in Betrieben sowie die Be-

triebliche Suchtprävention. 
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„Im Umgang mit 

den Folgen und 

Konsequenzen 

des demogra-

fischen Wandels 

ist Gesundheits-

förderung eine 

vielversprechende 

Strategie nach 

regional- und 

ortsspezifischen 

Lösungen zu 

suchen.“ 

Fachforum IV Gesund alt werden 

Der Freistaat Thüringen entwickelt sich zu 

einer Gesellschaft des längeren Lebens. Dies 

bedeutet aber auch, dass entsprechende und 

gleichwertige Lebensverhältnisse für Jung 

und Alt geschaffen werden müssen. Der Frei-

staat sieht sich anhaltend mit der Herausfor-

derung konfrontiert, Strukturen auf Landes- 

und kommunaler Ebene als auch auf Akteurs-

ebene vor Ort, auf eine Phase des längeren 

Altwerdens und des Altseins weiter vorzube-

reiten und anzupassen. 

Insbesondere infolge der steigenden Lebens-

erwartung wird davon ausgegangen, dass 

chronische und altersbedingte Erkrankungen 

sowie Multimorbidität zukünftig verstärkt 

auftreten werden.  

Vor diesem Hintergrund kommt der Gesund-

heitsförderung in den Lebenswelten eine 

zentrale Bedeutung zu. Diese strebt die Ver-

besserung von Lebensbedingungen und eine 

damit einhergehende Stärkung der Gesund-

heit an, um altersbedingte Gesundheitsrisi-

ken zu begrenzen. Zielgruppenspezifische 

Maßnahmen und qualitätsgesicherte Ange-

bote der Prävention und Gesundheitsförde-

rung sind somit zentrale Stellgrößen, um Pfle-

gebedürftigkeit zu vermeiden, ein aktives, 

selbstständiges und selbstbestimmtes Leben 

zu ermöglichen und Lebensqualität auch im 

Alter zu bewahren.  

Im Umgang mit den Folgen und Konsequen-

zen des demografischen Wandels ist Gesund-

heitsförderung demzufolge eine vielverspre-

chende Strategie nach regional- und ortsspe-

zifischen Lösungen zu suchen. Die Stärkung 

gesundheitsförderlicher Lebenswelten und 

die im Setting-Ansatz angelegte Kombination 

kontextbezogener und individueller Interven-

tionen sind Teil dieser nachhaltig wirksamen 

Strategie.  

Um ältere Menschen und ihre Angehörigen 

aber auch das ehrenamtliche und professio-

nelle Helfersystem an die Entwicklung von 

Strategien im Kontext Landesgesundheitskon-

ferenz zu beteiligen, wurden im Fachforum 

„Gesund alt werden“ folgende Leitfragen 

diskutiert: 

 Wo funktioniert die Einbindung der älter 

werdenden Menschen und ihren Angehö-

rigen gut und warum? 

 Welche (Ziel)-Gruppen werden von uns 

bislang nur mäßig oder nicht erreicht? 

 Welche Handlungsbedarfe ergeben sich 

daraus für die Arbeit der Landesgesund-

heitskonferenz? 

 

Teilnehmende des Fachforums waren u.a. 

Vertreterinnen und Vertreter des Öffentli-

chen Gesundheitsdienstes, Akteure aus dem 

Bereich Suchtprävention und -hilfe, Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter des Thüringer Mi-

nisteriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, 

Frauen und Familie, die Landesseniorenver-

tretung sowie Angehörigen- und Betroffenen-

verbände. 
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„Professionelle 

und 

Ehrenamtliche 

wünschten sich 

mehr Transparenz 

über die 

vielfältigen 

bestehenden 

Strukturen und 

Angebote und 

dieses möglichst 

auf Regionen 

herunter-

gebrochen.“ 

Als Leitgedanken des Fachforums hielten die 

Teilnehmenden den Wunsch älter werdender 

und alter Menschen nach Teilhabe fest. Für 

Professionelle und Ehrenamtliche sollte das 

Wissen und die Nutzung der individuellen 

Ressourcen der älteren Menschen handlungs-

leitend sein. Für ein Gelingen der Arbeit wur-

de herausgestellt, dass das Wissen über die 

Bedürfnisse älterer Menschen eine Grundvo-

raussetzung darstellt. Methoden des Dialoges 

sollten stärker in alle Bereiche der Arbeit mit 

und für Seniorinnen und Senioren Einzug hal-

ten. Beteiligung und Dialog können z.B. über 

Zukunftswerkstätten erreich werden. Hierfür 

gibt es Beispiele aus anderen Bundesländern. 

Als Personengruppen, die in dieser Lebens-

phase schwer oder gar nicht erreicht werden, 

wurden hochaltrige Menschen, „bildungs-

ferne“ Menschen, Menschen mit Demenz 

und allein lebende ältere Menschen beschrie-

ben. Daneben wurde die Gruppe der pflegen-

den Angehörigen als eine besonders belaste-

te und gleichzeitig schwer erreichbare Ziel-

gruppe dargestellt. 

Als Zugänge zu diesen als schwer erreichbar 

charakterisierten Personengruppen wurden 

Patenschaftsprojekte, generationsübergrei-

fende Handlungsansätze und die Identifikati-

on von Schlüsselpersonen zusammengetra-

gen. Als praktische Beispiele wurden Senio-

renakademien, die Kooperation mit Kinderta-

geseinrichtungen und Schulen und bspw. der 

Zugang über Apotheken aufgeführt. Die Teil-

nehmenden diskutierten auch, dass sich der 

Zugang über Akteure und Strukturen in Quar-

tieren und Stadtteilen sehr gut eignet, um 

ältere und alte Menschen außerhalb stationä-

rer Settings dort zu erreichen, wo sie wohnen 

und ihren Alltag (Einkaufen, Arztbesuche, 

Frisör etc.) verbringen. 

Professionelle und Ehrenamtliche wünschten 

sich mehr Transparenz über die vielfältigen 

bestehenden Strukturen und Angebote und 

dieses möglichst auf Regionen herunterge-

brochen. Sie sprachen sich dafür aus, die Ver-

netzung zwischen unterschiedlichen Angebo-

ten zu verbessern und bestehendes öffent-

lichkeitswirksamer darzustellen.  

In Bezug auf die inhaltliche Arbeit arbeiteten 

die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 

Fachforums die Themen Bewegungsförde-

rung, Ernährung in der Gemeinschaftsversor-

gung und Medikamentenkonsum/

Abhängigkeitserkrankungen im Alter heraus. 

Der Abbau sozial bedingter Ungleichheiten 

sollte dabei immer berücksichtigt werden.  
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Geschlossene Sitzung der LGK 

Im Anschluss der öffentlichen Fachveranstal-

tung fand die geschlossene Sitzung der Lan-

desgesundheitskonferenz statt. Die Sitzung 

wurde durch die Thüringer Ministerin für 

Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fa-

milie Heike Werner, eröffnet. 

Erster Tagesordnungspunkt war die Berufung 

der insgesamt sechs neuen Mitglieder der 

Landesgesundheitskonferenz: 

 Bundesverband privater Anbieter sozialer 

Dienste e.V. 

 Industrie- und Handelskammer Erfurt 

 Kneipp - Bund Landesverband Thüringen 

e.V. 

 Thüringische Krebsgesellschaft e.V. 

 Thüringer Handwerkstag e. V. 

 LAG Kinder- und Jugendschutz Thüringen 

e. V. 

Anschließend wurden die Evaluationsergeb-

nisse des Thüringer Gesundheitszieleprozes-

ses durch die Geschäftsstelle vorgestellt.  

Der dritte Tagesordnungspunkt  widmete sich 

den Beschlüssen der LGK. Folgende Beschlüs-

se wurden verabschiedet: 

 Beschluss Nr. 1: Überführung der Thürin-

ger Gesundheitsziele in aggregierte Ziel-

bereiche 

 Beschluss Nr. 2: Durchführung von Ge-

sundheitsforen 

 Beschluss Nr. 3: Änderung der Geschäfts-

ordnung  

Alle Beschlüsse einschließlich der Geschäfts-

ordnung können auf der Internetseite der 

Landesgesundheitskonferenz (www.lgk-

thueringen.de) nachgelesen werden. 

Im weiteren Verlauf der Sitzung wurde das 

Jahresthema 2017 „Diabetes“ vorgestellt.  Dr. 

Sven Becker von der Thüringer Gesellschaft 

für Diabetes und Stoffwechselerkrankungen  

stellte  im Rahmen seines Vortrages dar, wel-

che Relevanz diese Thematik trägt und wel-

che vielfältigen Handlungsoptionen im Rah-

men von Gesundheitsförderung, Prävention 

und Versorgung sich auftun. Anschließend 

bot sich Zeit für Diskussionen. 

Abschließend bedankte sich die Ministerin für 

die konstruktive und vertrauensvolle Zusam-

menarbeit und beendete die 2. Sitzung der 

Landesgesundheitskonferenz Thüringen.   

Die 3. Landesgesundheitskonferenz wird am 

16. November 2017 stattfinden. 
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Die Landesgesundheitskonferenz (LGK) agiert 

als institutionalisiertes Beschlussgremium für 

Gesundheitsziele und gesundheitspolitische 

Empfehlungen. Sie behandelt Fragen der ge-

sundheitlichen Lebensbedingungen, der ge-

sundheitlichen Versorgung und der gesund-

heitlichen Lage der Bevölkerung mit dem Ziel 

der Koordinierung und Vernetzung. In der 

LGK sind Leistungserbringer, Sozialversiche-

rungsträger, Spitzenverbände der freien 

Wohlfahrtspflege, Institutionen der Wirt-

schaft und der Arbeitnehmer, die Selbsthilfe, 

Einrichtungen der Gesundheitsvorsorge und 

des Patientenschutzes, Institutionen der Wis-

senschaft sowie Mitglieder der Landesregie-

rung vertreten. Die LGK Thüringen wird den 

bisherigen Gesundheitszieleprozess beinhal-

ten. Es bieten sich jedoch erweiterte und 

verbindlichere Handlungsmöglichkeiten zur 

Maßnahmen- und Projektumsetzung aller 

beteiligten Partner. Durch die Etablierung 

einer LGK als ständige Institution und mit 

Fachveranstaltungen in Thüringen wird eine 

neue Kultur gemeinsamen Handelns im Be-

reich Gesundheitsförderung und Prävention 

entwickelt, welche die Abstimmung und Zu-

sammenarbeit der maßgeblichen Akteure in 

diesem Bereich verbessern und noch mehr 

am Bedarf ausgerichtet werden soll. 

Die LGK berät zu folgenden Fragen: 

 Verbesserung der gesundheitlichen Le-

bensbedingungen in Thüringen sowie der 

gesundheitlichen Versorgung und der 

gesundheitlichen Lage der Bevölkerung  

 Weiterentwicklung von Strukturen und 

Rahmenbedingungen, die Einfluss auf die 

Gesundheit der Bevölkerung und die 

Krankenversorgung haben 

 Koordinierung der Zusammenarbeit von 

Akteuren  

 Formulierung von Empfehlungen an die 

jeweiligen Akteure bei Bedarf 

 Stellungnahmen und Empfehlungen an 

die Gesundheitsberichterstattung 

 Empfehlungen für gesundheitspolitische 

Ziele an die Landesregierung Thüringens 

 Anregungen zur Ausgestaltung der Lan-

desrahmenvereinbarung  

 Selbstverpflichtung der Mitglieder der K  

Über die Landesgesundheitskonferenz 
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Wir zwitschern jetzt auch!  

Folgen Sie uns @LGK_th und verpassen  

Sie keinen Tweet mehr #LGKTH 


